
An denVorsitzenden des Rates der Stadt VelbertHerrn Bürgermeister Dirk LukrafkaThomasstraße 142551 Velbert

Velbert, den 17.06.2026
Antrag zum Haushalt 2026
Sehr geehrter Herr Bürgermeister,
für die Haushaltsberatung des Rates und des Haupt- und Finanzausschusses zumHaushaltsplan für das Jahr 2026 und zum Haushaltssicherungskonzept für die Jahre2026 bis 2035 stellen die Fraktionen von CDU, Bündnis 90 / Die Grünen und FDP / Vel-bert-Gemeinsam den folgenden Antrag:
Der Rat der Stadt Velbert beauftragt die Verwaltung wie folgt:
1. Die im Haushaltssicherungskonzept dargestellten Maßnahmen der Anlage „A“ wer-den, mit den folgend beschriebenen Anpassungen, vollständig umgesetzt.- A11: Reduzierung der Kürzung um 10k€ auf 10k€ alle zwei Jahre.- A19: Reduzierung der Kürzung auf max. 1,5m€ ab 2029. Sollten Baumaßmaß-nahmen notwendig erscheinen, die das Budget übersteigen, ist dem Haupt- undFinanzausschuss (HuF) das jeweilige Projekt im Rahmen einer ÜPL vorzulegen.- A20: Neben einer Reduzierung der Aufwendung sollen der Einsatz von Robotik,insbesondere für größere Flächen, und Möglichkeiten des Outsourcings geprüftund dem HuF vorgestellt werden.- Die geplanten Anpassungen der Grund- und Gewerbesteuer werden aus dem Si-cherungskonzept übernommen. Die antragsstellenden Fraktionen weisen jedochdarauf hin, dass die Beratung und Beschlussfassungen für das jeweilige Haus-haltsjahr ggf. notwendige Anpassungen nach sich ziehen werden. Die Verwal-tung wird zudem beauftragt, sobald dahingehende Rechtssicherheit besteht, eineDifferenzierung der Hebesätze für das Jahr 2027 vorzubereiten, sodass dieseidealerweise zum 01.01.2027, ggf. auch außerhalb der Haushaltsberatungen um-gesetzt werden kann.
2. Die im Haushaltssicherungskonzept dargestellten Maßnahmen der Anlage „B“ wer-den, mit den folgend beschriebenen Anpassungen, vollständig umgesetzt.- B1: Das Betriebsfest alle zwei Jahre soll grundsätzlich beibehalten werden. DieVerwaltung wird aufgefordert, mögliche Kosteneinsparungen zu prüfen und um-zusetzen. Die teilnehmenden Ratsmitglieder tragen ihre anteiligen Kosten amCatering selbst, d.h. es können nur Ratsmitglieder teilnehmen, welche die pau-



2schalierten Kosten für ihre Verpflegung im Voraus übernehmen. Darüber hinauswird das jährliche Grillfest der Ratsmitglieder ersatzlos gestrichen.- B3: Keine Kürzung, aber Anpassung der Richtlinie zur Förderung konkreterSportmaßnahmen, Fortbildungen o.ä.; keine Förderung von Veranstaltungen mitWerbecharakter, Werbematerialien oder Presseanzeigen.- B7: Festschreibung des Zuschusses auf 40k€ für die folgenden Jahre.- B8: Die Klimaförderung wird im Jahr 2026 ausgesetzt, für die Folgejahre um 20%(20k€ p.a.) reduziert.- B9: Reduzierung auf 21 Wahlkreise.
3. Die im Haushaltssicherungskonzept in Anlage „C“ dargestellten freiwilligen Leistun-gen werden wie folgt angepasst bzw. gekürzt („ja“ = entfällt; „nein“ = bleibt unverändert):- C1: Ja- C2 – C13: Nein- C14: Die Verwaltung soll eine Neukonzeptionierung des Zuschusses vornehmen.Dabei sollen insbesondere die Anzahl der Angebote, die Größe der Begegnungs-stätte und die regelmäßige Besucherzahl ausschlaggebend für den jeweiligenZuschuss je Einrichtung sein. Über das Konzept zur Finanzierung berät der Aus-schuss für Soziales, Familien und Senioren und entscheidet im Anschluss derHaupt- und Finanzausschuss.- C15/C16: In der Summe Kürzung um 2k€, also von 17 auf 15k€.- C17 – C25: Nein- C26: Keine Kürzung der Hauswirtschaftskosten Kinderheim; auf eine Ausschrei-bung der beiden externen Stellen für Schulpsychologen wird bis auf einen sepa-raten Beschluss im Haupt- und Finanzausschuss, nach Beratung im Jugendhilfe-ausschuss verzichtet.- C27: Nein- C28: Wird um 10k€ gekürzt. Davon ausgenommen ist das Kinderfest.- C29 – C31: Nein- C32: Die Koalitionspartner sind sich einig, dass eine dauerhafte komplette Über-nahme der Trägeranteile nicht möglich ist. Die Verwaltung wird daher beauftragt,dem Jugendhilfeausschuss und dem HuF bis zum Herbst ein Konzept zur Redu-zierung der übernommenen Trägeranteile zur Abstimmung vorzulegen. Die Koa-litionspartner gehen davon aus, dass Trägeranteile zwischen 2,5 – 3,5% ange-messen erscheinen. Es ist zu berücksichtigen, dass der Trägeranteil von kleinenTrägern (d.h. weniger als zwei Einrichtungen in Hand des Trägers oder mit ihmverbundener Gesellschaften) auch weiterhin vollständig übernommen werdensoll.- C33: Nein- C34: Die an die Vereine auszuzahlende Sportpauschale wird auf 15k p.a. redu-ziert. Die Vereine können sich künftig jedes Jahr auf die Gelder bewerben. Ent-sprechende Richtlinien sind zeitnah anzupassen. Restbeträge aus den Vorjahrenwerden nicht mehr ausgeschüttet.- C35: Ja- C36: Nein- C37: Keine Kürzungen außer von Security-Dienstleistungen für Dritte- C38: Kürzung um 15% (23.250€ p.a.), zunächst begrenzt auf zwei Jahre- C39: Kürzung um 20% (3k€ p.a.)- C40 – C.42: Nein- C43: Kürzung um 15% (1,5k€ p.a.)- C44: Kürzung um 20% (4k€ p.a.)- C45: Nein- C46: Kürzung um 50% (25k€ p.a.)



3- C47: Ja- C48: Kürzung um 10% (3,7k€ p.a.)- C49: Kürzung auf 5k€- C50: Die Musik- und Kunstschule soll künftig anstelle von zwölf nur noch zehnVeranstaltungen in den Räumlichkeiten der KVBV durchführen, davon fünf stattbisher sechs „große“ Veranstaltungen. Die geplanten Aufwendungen für das Mu-sical werden nicht reduziert.- C51: Das Neujahrskonzert soll neu konzipiert werden, um die Aufwendungen um20 % (3,6k€ p.a.) zu reduzieren.- C52: Kürzung um 10% (0,3k€ p.a.)- C53: Reduzierung der Preisverleihung auf alle zwei Jahre- C54 – C55: Nein- C56: Die Verwaltung wird beauftragt, ein Konzept zur Reduzierung der Kostenum rd. 10% (144k€ p.a.) zu erstellen und dem HuF vorzulegen.- C57: Die Verwaltung wird beauftragt, ein Konzept zur Reduzierung der Kostenum rd. 20% (8,6k€ p.a.) zu erstellen und dem HuF vorzulegen.

Weitere Maßnahmen zur Haushaltskonsolidierung:
Die Verwaltung wird beauftragt, die folgenden Maßnahmen umzusetzen bzw. entspre-chende Konzepte zu erstellen und den jeweiligen Fachausschüssen entsprechende In-formationen oder Beschlussvorlagen vorzulegen:- Die Gebühren für Falschparken und andere Ordnungswidrigkeiten ist auf dasmaximale Maß zu erhöhen. Dem Fachausschuss sollen künftig turnusmäßigAuswertungen zu verhängten Ordnungswidrigkeiten vorgelegt werden.- Die Leitung der Musik- und Kunstschule wird beauftragt, ein Konzept zur wirt-schaftlichen und pädagogisch verantwortbaren Weiterentwicklung des Unter-richtsangebotes vorzulegen. Dabei sind Möglichkeiten zur Stärkung von Grup-penunterricht unter Berücksichtigung von Unterrichtsqualität, Nachfrage sowiePersonal-, Raum- und Stundenplanstrukturen darzustellen. Dabei sind auch dieGebühren für erwachsene und auswärtige Schüler im Einzel- und Gruppen-In-strumentalunterricht erneut zu prüfen und ggf. anzupassen.- Die von der Betriebsleitung des KVBV vorgestellten Maßnahmen für weitere Ein-sparungen sind zügig umzusetzen.- Die Hundesteuer soll an die Inflation angepasst werden. Dabei sind auch die In-flationsentwicklungen der vergangenen drei Jahre zu berücksichtigen.- Die Gebühren für Verwaltungsdienstleistungen sind künftig automatisch jährlichan die Inflation bzw. Tarifsteigerungen des öffentlichen Dienstes anzupassen.Die Entwicklungen der vergangenen drei Jahre sind auch hier, soweit nichtschon geschehen, zu berücksichtigen.- Die Verwaltung wird beauftragt, ein Konzept zur Stärkung der Präventionsarbeitund der Rückführungsmaßnahmen von Kindern im Bereich HzE zu erstellen unddem Jugendhilfeausschuss vorzustellen.- Die vor einigen Jahren beschlossene Dynamisierung von Leistungen an freieTräger wird für das Jahr 2027, soweit rechtlich möglich, ausgesetzt.- Die Verwaltung wird beauftragt, zeitnah ein Konzept zu erstellen, wie die eigenenHeimkapazitäten erhöht werden können. Dabei ist nach Möglichkeit von Erweite-rungsbauten abzusehen, indem vorrangig bestehende Räumlichkeiten und An-mietungen geprüft werden. Sinnvolle Optionen sind den aktuellen Kostenstruktu-ren wirtschaftlich gegenüberzustellen.



4- Die Verwaltung soll mit dem Kreis Mettmann in einen Dialog zu Reduzierung dernotwendigen Rettungsdienstkapazitäten in Velbert eintreten. Anstelle von RTWskönnten z.B. auch maßvoll KTWs eingesetzt werden.- Das bisherige „SOE-Büro“ wird in bisheriger Form nicht fortgeführt. Die Tätigkei-ten werden in ein Integrationsbüro Schule, Beruf & Teilhabe überführt und mitden Aufgaben der allgemeinen sozialen Beratung verknüpft. Die Verwaltung er-stellt ein Konzept, um das Profil des Integrationsbüros wie folgt aufzustellen:Stärkung des Kita- und Schulbesuchs; Übergang Schule/Arbeitsleben; Etablie-rung von Paten/Lotsen aus der Community, insbesondere für den Einstieg in dasArbeits- und Gesellschaftsleben. Hierbei sind andere relevante Akteure (z.B.Jobcenter) einzubeziehen. Die Erfolge der Arbeit sollen regelmäßig den zustän-digen Fachausschüssen strukturiert vorgestellt werden. Die Rahmenbedingun-gen laufender bzw. beantragter öffentlicher Förderungen sind zu berücksichtigen,um eine maximale Refinanzierung zu erreichen. Gleichzeitig sind die Stellen mitAuslauf der Förderung mit einem Sperrvermerkt zu versehen.- Die bisher bei Dritten angemieteten Flächen für Standorte der Verwaltung sollenperspektivisch reduziert und die Nutzungen in eigene Räumlichkeiten überführtwerden. Hierzu ist zeitnah ein entsprechendes Konzept nebst Zeitplan zu erstel-len, unter Darstellung der notwendigen Rahmenbedingungen, und dem HuF zumBeschluss vorzulegen.- Die interkommunale Zusammenarbeit im Kreis Mettmann / mit den Nachbarkom-munen ist auszuweiten. Die Verwaltung soll dazu mit den umliegenden Städteninsbesondere im Bereich des Beschaffungswesens und der PersonalplanungKontakt aufnehmen. Zudem soll dargestellt werden, inwiefern z.B. ein interkom-munaler Gerätepool zweckdienlich erscheinen kann.- Die vorhandenen Standardprozesse der Verwaltung sind auf Optimierungendurch Automatisierung, Bots und KI zu prüfen. Sollten Möglichkeiten bestehen,sind diese zeitnah dem HuF vorzustellen und umzusetzen. Insbesondere aufwiederkehrende und personalintensive Prozesse ist eine besondere Priorität zulegen.- Die Verwaltung soll eine Übersicht erstellen, welche kommunalen Flächen (so-wohl auf Gebäuden als auch auf Freiflächen) sich für PV-Anlagen eignen. Soweitkeine eigene PV-Installation innerhalb der nächsten beiden Jahre geplant ist, sollzeitnah geprüft werden, ob diese ggf. an die Stadtwerke Velbert oder Dritte ver-pachtet werden können.- Für die Büchereien in Langenberg und Neviges sollen neue Öffnungs- und Be-triebskonzepte geprüft und dargestellt werden, z.B. smarte Zugangssysteme, inRand- und Abendstunden ggf. auch die Beaufsichtigung durch ehrenamtlicheKräfte.- Die Verwaltung wird beauftragt, bei der Schaffung und/oder Besetzung von Stel-len, zu denen gleichartige Aufgaben auch an Dritte ausgeschrieben werden,künftig intern die gleichen Stellen und Mittel anzusetzen, die auch für sich bewer-bende Dritte vorzusehen sind. In den Bereichen, in denen aktuell noch andereModalitäten gelten, sollen diese zum nächsten Haushalt- und Stellenplan von derVerwaltung zur Änderung vorgeschlagen werden.- Es werden 20k Sachmittel für Planung, Gestaltung und Koordination der Musi-cals im Budget der Musik- und Kunstschule zur Verfügung gestellt.- Die Hauptsatzung der Stadt Velbert wird wie folgt geändert: § 11 Absatz 1 Satz 3der Hauptsatzung wird wie folgt geändert: Die Anzahl der Fraktionssitzungen, fürdie das Sitzungsgeld gezahlt wird, wird für Mitglieder des Rates auf 80 Sitzungenim Jahr beschränkt.§ 11 Absatz 2 Satz 3 der Hauptsatzung wird wie folgt geändert: Die Anzahl derFraktionssitzungen, für die das Sitzungsgeld gezahlt wird, wird für (stellv.) sach-kundige Bürger/innen auf 60 Sitzungen im Jahr beschränkt.
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Änderungen am Stellenplan:Der Stellenplan der Stadt Velbert ist wie folgt zu ändern:
- Zwei Stellen im Bereich Wohngeld sind mit einem Sperrvermerk zu versehen,der vom HuF aufgehoben werden kann.- Anstelle von 17 Stellen für Erzieher/Erzieherinnen der Entgeltgruppe S8a werdennur 14 Stellen für Erzieher/Erzieherinnen und zusätzlich 3 Stellen für Kinderpfle-ger/Kinderpflegerinnen eingerichtet. Es werden zudem 8 bestehende StellenS8a für Erzieher/Erzieherinnen in Stellen für Kinderpfleger/Kinderpflegerinnenumgewandelt. Die Verwaltung wird aufgefordert, künftig den Einsatz von Kinder-pflegerinnen und Kinderpflegern in den städtischen Einrichtungen an dem gemäßKiBiZ vorgesehenen Maß zu orientieren.- In den städtischen Jugendzentren werden 4,0 Stellen von Sozialarbeitern (Ent-geltgruppe S11b) mit einem ku-Vermerk versehen, um sie perspektivisch in Stel-len für Erzieher/Erzieherinnen umzuwandeln.- Die beantragte Aufstockung einer 50% Planstelle für Vormundschaften auf eine100% Stelle wird mit einem Sperrvermerk versehen, der vom HuF bei Bedarf undkeinem Angebot von Dritten zur Übernahme von Vormundschaften aufgehobenwird.

Begründung:
Die Begründung erfolgt im Rahmen der Haushaltsreden.
Freundliche Grüße
Gez.
Nico SchmidtFraktionsvorsitzender

Hans-Wilhelm Dorgarten Ronja CésarFraktionsvorsitzender Fraktionsvorsitzende

Cem Demircan Alexander DürkoppFraktionsvorsitzender Fraktionsvorsitzender




